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Meldegesetz 1991 (MeldeG) und Meldegesetz-Durchführungsverordnung (MeldeV);
Stellungnahme

Grundsätzlich sind die Änderungen zum MeldeG 1991 nachvollziehbar bis auf einen Passus in der
Meldegesetz-Durchführungsverordnung:

Die Einführung alternativer Geschlechtsbezeichnungen im Gästeverzeichnisblatt sind für die Un
ternehmen nicht zu begründen, da nur Umstellungskosten (Schnittstellenerweiterungen, Neudru
cke von Gästeverzeichnisblattsammlungen, etc.) verursacht werden und weder ein Nutzen noch
ein zielgerichtetes Datenerfassungserfordernis kommuniziert werden kann.

Es stellt sich die grundsätzliche Frage, weshalb im Gästeverzeichnisblatt derartige Daten zu er
fassen sind. Nicht nur das Meldewesen, sondern viele andere gesetzliche Regelungen stellen auf
weiblich und männlich ab, und würde es aus den erwähnten Gründen in den erläuternden Bemer
kungen zu einer Flut von Ergänzungen wie „offen/intern" etc. auf all diesen Formularen kom
men müssen.
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Es wird beim Gästeverzeichnisblatt auf die Einführung des ,,Sonstigen Namens" bewusst verzich
tet, um den Unternehmen Umstellungskosten zu ersparen. Dieser Gedankengang sollte fortge
setzt und in Zukunft auf Geschlechtsbezeichnungen generell verzichtet werden. Die Frage ist,
wer benötigt geschlechtsspezifische Informationen für welche Zwecke? In der Praxis werden die
Geschlechtsbezeichnungen jetzt schon kaum erfasst, deshalb ist nicht nachvollziehbar, weshalb
nun vier zusätzliche Kategorien neu eingeführt werden sollen.

In Zukunft sollen geschlechtsspezifische Daten nicht mehr erfasst werden. Somit haben sich auch
jene Personen nicht zu erklären, welche sich genetisch, anatomisch bzw. hormonell eindeutig
einem anderen Geschlecht zugehörig fühlen und würde das auch zu Verwaltungsvereinfachung
und Entbürokratisierung führen.
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